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Vorblatt 


Drittes Gesetz 

zur Änderung des Krankenpflegegesetzes 
(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

Im Krankenpflegeberuf besteht ein akuter und besorgniserre- 
gender Mangel an Krankenpflegepersonal (Krankenschwestern, 
Krankenpfleger, Krankenpflegehelfer und -helferinnen). Zudem 
wird der Bedarf an Krankenpflegepersonal in der Zukunft noch 
erheblich ansteigen. Um dem bestehenden Mangel an Kranken- 
pflegepersonal abzuhelfen und den künftigen zusätzlichen Be- 
darf zu befriedigen, sind Maßnahmen erforderlich, den Kranken- 
pflegeberuf anziehender zu gestalten. 


B. Lösung 

Der Zugang zum Krankenpflegeberuf soll, unter Wahrung der 

fachlichen Anforderungen, die an diesen Beruf zu stellen sind, 

soweit wie möglich erleichtert werden. Es ist daher vorgesehen, 

a) das Mindestalter für den Eintritt in Krankenpflegeschulen 
und Schulen für Krankenpflegehilfe von 17 auf 16 Jahre her- 
abzusetzen, 

b) die übergangsfrist in § 19 Abs. 4 des Krankenpflegegesetzes 
um weitere drei Jahre auf den 1. Oktober 1973 zu verlängern. 
(§19 Abs. 4 des Krankenpflegegesetzes bestimmt, daß Be- 
werber und Bewerberinnen, die bis zum 1. Oktober 1970 
lediglich die Volksschule oder eine gleichwertige Schul- 
bildung abgeschlossen haben, ohne weitere Voraussetzun- 
gen zum Besuch der Krankenpflege- oder Kinderkranken- 
pflegeschule zugelassen werden können.) 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. September 1970 

1/4 (III/2) — 23003 — Kr 13/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner Sitzung am 26. Juni 1970 
beschlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Krankenpflegegesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist 
in der als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg I, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Krankenpflegegesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Krankenpflegegesetz in der Fassung vom 
20. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1443), ge- 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Krankenpflegegesetzes vom 3. September 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 989), wird wie folgt geändert: 


1. § 8 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die Vollendung des 16. Lebensjahres;". 

2. § 14 e Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die Vollendung des 16. Lebensjahres,". 

3. In § 19 Abs. 4 wird die Jahreszahl „1970" durch 
die Jahreszahl „1973" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Trotz intensiver und erfolgreicher Bemühungen in 
den vergangenen Jahren, durch gezielte Maßnah- 
men den Krankenpflegeberuf anziehender zu ge- 
stalten und der stetig wachsenden Zahl der Pflege- 
kräfte, besteht ein akuter, besorgniserregender Man- 
gel an Krankenpflegepersonal. Aus den verschie- 
densten Gründen, insbesondere wegen weiterer Ver- 
kürzungen der Arbeitszeit, einer größeren Zahl zu 
betreuender Krankenhausbetten, der Spezialisierung 
in der Medizin und der Verfeinerung der Unter- 
suchungsverfahren, wird in Zukunft der Bedarf in 
diesem Beruf noch erheblich ansteigen. Es muß da- 
her alles getan werden, um dem bestehenden Man- 
gel abzuhelfen und den künftigen zusätzlichen Be- 
darf zu befriedigen. Dazu gehört auch, den Zugang 
zum Krankenpflegeberuf, selbstverständlich unter 
Wahrung der fachlichen Anforderungen, die an die- 
sen Beruf zu stellen sind, so weit wie möglich zu 
erleichtern. Diesem Ziel dient der Gesetzentwurf. 

1. Artikel 1 Nr. 1 und 2 sieht vor, durch Änderung 
des § 8 Abs. 1 Nr. 1 und des § 14 e Abs. 1 Nr. 1 
des Krankenpflegegesetzes das Mindestalter für 
den Eintritt in Krankenpflegeschulen und Schu- 
len für Krankenpflegehilfe von 17 auf 16 Jahre 
herabzusetzen, damit möglichst viele Bewerber 
und Bewerberinnen unmittelbar nach Abschluß 
der Volksschule oder Realschule und — Bewer- 
berinnen — nach Ableistung der hauswirtschaft- 
lichen Tätigkeit (§ 8 Abs. 2 und § 14 e Abs. 2 
des Krankenpflegegesetzes) in eine Pflegeschule 
oder Schule für Krankenpflegehilfe aufgenom- 
men werden können. Nach den allgemeinen Er- 
fahrungen ist die Bereitschaft, einen Kranken- 
pflegeberuf zu ergreifen, in der Regel bei Schul- 
abgängern am größten. Wegen des gesetzlich 
vorgeschriebenen Eintrittsalters von 17 Jahren 
nehmen aber viele Berufsanwärter zunächst eine 
andere berufliche Tätigkeit auf, in deren Ver- 
lauf sie häufig den ursprünglichen Entschluß auf- 
geben, Krankenschwester, Krankenpfleger oder 
Krankenpflegehelfer(in) zu werden. Die Pflege- 
vorschulen nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des 
Krankenpflegegesetzes sind allein nicht geeig- 
net, dieser Abwanderung in andere Berufe wirk- 
sam zu begegnen. Abgesehen davon, daß immer 
noch nicht genügend Pflegevorschulen bestehen, 
um alle in Frage kommenden Bewerber zur 
Überbrückung der Zeit bis zur Aufnahme in die 
Pflegeschule aufnehmen zu können, wird in dem 
Besuch der Pflegevorschule oftmals eine Verlän- 
gerung der Ausbildung in der Krankenpflege ge- 
sehen, die Schulabgängern vielfach unangemes- 
sen lang erscheint. 

Das gegen die Zulassung von Sechzehnjährigen 
zur Ausbildung in der Krankenpflege und Kran- 
kenpflegehilfe — wie übrigens seinerzeit auch 
gegen die Herabsetzung des Eintrittsalters von 


18 Jahren auf 17 Jahre durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung des Krankenpflegegesetzes vom 
3. September 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 989) — 
ins Feld geführte Argument, den Schülern und 
Schülerinnen fehle die notwendige körperliche 
und psychische Reife für diesen verantwortungs- 
vollen Beruf, mag für einzelne zutreffen, kann 
aber, schon im Hinblick auf die allgemeine Akze- 
leration, nicht ganz allgemein für die Gesamt- 
heit der Bewerber und Bewerberinnen gelten. 
Auf den jeweiligen Stand der körperlichen und 
psychischen Entwicklung kann im übrigen bei 
der Auswahl der Schüler und Schülerinnen, aber 
auch durch eine entsprechende Gestaltung der 
Ausbildung weitgehend Rücksicht genommen 
werden. 

2. Nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 des Krankenpflegegesetzes 
haben Bewerberinnen und Bewerber für die Zu- 
lassung zum Besuch einer Krankenpflege- oder 
Kinderkrankenpflegeschule nachzuweisen ent- 
weder 

eine abgeschlossene Realschulbildung, eine an- 
dere abgeschlossene zehnjährige Schulbildung 
oder eine der abgeschlossenen Realschulbildung 
entsprechende Schulbildung oder 

eine abgeschlossene Volksschulbildung oder eine 
gleichwertige Schulbildung und den erfolgreichen 
Besuch einer dreijährigen oder (bei einer neun- 
jährigen Volksschulbildung) einer zweijährigen 
Pflegevorschule oder 

eine abgeschlossene Volksschulbildung und eine 
Berufsausbildung mit Lehrabschlußprüfung. 

Diese bereits bei Erlaß des Krankenpflegegesetzes 
im Jahre 1965 umstrittene Regelung wird von 
§ 19 Abs. 4 des Krankenpflegegesetzes über- 
lagert, der bestimmt, daß Bewerber und Bewer- 
berinnen, die bis zum 1. Oktober 1970 lediglich 
die Volksschule oder eine gleichwertige Schul- 
bildung abgeschlossen haben, ohne weitere Vor- 
aussetzungen zum Besuch der Krankenpflege- 
oder Kinderkrankenpflegeschule zugelassen wer- 
den können. Die ursprünglich auf den 1. Oktober 
1968 festgesetzte Frist wurde durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung des Krankenpflegegesetzes 
auf den 1. Oktober 1970 verlängert, weil sonst 
der Nachwuchs für den Krankenpflegeberuf 
ernsthaft gefährdet worden wäre. Die Gründe, 
die zu dieser Änderung des § 19 Abs. 4 geführt 
haben, bestehen auch heute noch. Nach wie vor 
haben die meisten Schüler und Schülerinnen an 
den Krankenpflegeschulen nur eine abgeschlos- 
sene Volksschulbildung, haben keine Pflegevor- 
schule besucht und auch keine Berufsausbildung 
mit Lehrabschlußprüfung vorzuweisen. Ferner 
stehen, wie bereits ausgeführt, noch nicht genü- 
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gend Pflegevorschulen zur Verfügung, die die 
Bewerber mit abgeschlossener Volksschulbildung 
auf den Besuch der Krankenpflegeschule vorbe- 
reiten könnten. Sie verlängern im übrigen die 
Ausbildung und halten daher zahlreiche Bewer- 
ber davon ab, sich dem Krankenpflegeberuf zu 
widmen. Schließlich wären die Bemühungen, den 
Zugang zur Krankenpflegeschule durch Herab- 
setzung der Altersgrenze auf 16 Jahre zu er- 
leichtern, weitgehend wirkungslos, wenn die Be- 
werber, die nach dem 1. Oktober 1970 die Volks- 
schule abschließen, erst eine Pflegevorschule be- 
suchen oder gar eine andere Berufsausbildung 
ableisten müßten. 


Artikel 1 Nr. 3 des Entwurfs sieht daher die Ver- 
längerung der übergangsfrist in § 19 Abs. 4 des 
Krankenpflegegesetzes um weitere drei Jahre, also 
auf den 1. Oktober 1973, vor. Die Änderung steht 
der Anpassung des Krankenpflegegesetzes an die 
in absehbarer Zeit zu erwartenden EWG-Richtlinien 
zur Festsetzung der Einzelheiten der Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leitungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten 
des Krankenpflegers für die allgemeine Pflege (vgl. 
die Drucksache VI/73) nicht entgegen, soll vielmehr 
die Zeit bis dahin überbrücken und darüber hinaus 
eine gründliche allgemeine Überprüfung der Reform- 
bedürftigkeit des Krankenpflegegesetzes ermög- 
lichen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung nimmt zu dem Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Krankenpflege- 
gesetzes wie folgt Stellung; 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 und 2 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates, daß alles getan werden muß, um dem be- 
stehenden Mangel an Krankenpflegepersonal abzu- 
helfen und den wachsenden künftigen zusätzlichen 
Bedarf zu befriedigen. Der Vorschlag auf Herab- 
setzung des Mindestalters für den Zugang zu Kran- 
kenpflegeschulen, Kinderkrankenpflegeschulen und 
Schulen für Krankenpflegehilfe (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 
und § 14 e Abs. 1 Nr. 1 des Krankenpflegegesetzes) 
ist der Versuch, dazu beizutragen. Ob er wirklich 
größeren Zugang zum Krankenpflegeberuf bringen 
kann, vermag niemand sicher vorauszusagen. 

Von den Schwesternschaften wird dies bestritten. In 
vielen Zuschriften, die zu dieser Frage vorliegen, 
insbesondere in den Äußerungen der Berufsver- 
bände und von Berufsangehörigen wird nahezu ein- 
hellig vor einem solchen Schritt gewarnt. Eine der- 
artige Maßnahme sei weder vertretbar noch zweck- 
dienlich. Es werden im wesentlichen folgende Argu- 
mente gegen eine Herabsetzung des Mindestalters 
ins Feld geführt: 

a) Sechzehnjährige seien der seelischen Belastung 
und der Verantwortung, die eine Tätigkeit am 
Krankenbett im Rahmen der praktischen Aus- 
bildung mit sich brächten, nicht gewachsen. 

b) Von den Berufsverbänden wird darauf hinge- 
wiesen, daß bei einem Zugang zur Berufsausbil- 
dung mit 16 Jahren die Ausbildung in der Kran- 
kenpflege oder Kinderkrankenpflege bereits mit 
19, in der Krankenpflegehilfe mit 17 Jahren ab- 
geschlossen werden könne. Eine Krankenschwe- 
ster, ein Krankenpfleger oder eine Kinderkran- 
kenschwester von nur 19 Jahren könnten jedoch 
nicht in vollem Umfang mit den Aufgaben und 
der Verantwortung belastet werden, die man voll 
ausgebildetem Pflegepersonal übertragen müßte. 

c) Für die Patienten sei in aller Regel der Umgang 
mit sechzehnjährigen Schülern und Schülerinnen 
nicht zumutbar. In den Krankenanstalten nehme 
die Zahl der Schwer- und Schwerstkranken immer 
mehr zu. Es sei utopisch anzunehmen, daß die 
praktische Ausbildung in der Krankenpflege so 
gesteuert werden könnte, daß jüngere Schüler 
nur mit Leichtkranken in Berührung kommen. 

d) Eine Übergangszeit vom Schulabschluß bis zum 
Beginn der Berufsausbildung könne durch den 
Besuch einer Vorschule überbrückt werden. Die 
Gefahr, daß zu junge Berufsanwärter aus Ent- 
täuschung oder wegen zu großer seelischer Be- 
lastung eine begonnene Berufsausbildung in der 


Krankenpflege aufgeben, müsse als die größere 
Gefahr eingeschätzt werden. 

Demgegenüber wird allerdings von anderen Stellen 
mit dem gleichen Nachdruck nicht nur auf die Vor- 
teile einer Herabsetzung des Zugangsalters, son- 
dern auch auf die Umstände hingewiesen, die nach 
Auffassung der Verfechter einer Herabsetzung eine 
solche Maßnahme unbedenklich erscheinen lassen. 
In diesem Zusammenhang ist vor allem die Be- 
gründung des Bundesrates zum Gesetzentwurf zu 
erwähnen, die besonders hervorhebt, daß nach all- 
gemeinen Erfahrungen die Bereitschaft, einen Kran- 
kenpflegeberuf zu ergreifen, in der Regel bei Schul- 
abgängern am größten sei. Viele Jugendliche, die 
wegen des vorgeschriebenen Eintrittsalters eine an- 
dere Berufsausbildung beginnen, gäben in deren 
Verlauf den ursprünglichen Entschluß auf, Kranken- 
schwester, Krankenpfleger, Krankenpflegehelferin 
oder Krankenpflegehelfer zu werden. Diese Perso- 
nen gingen für die Krankenpflege verloren. In die- 
sem Zusammenhang wird man auch die Einsatz- und 
Verantwortungsbereitschaft gerade der Sechzehn- 
jährigen zu bedenken haben, die in der Diskussion 
über diese Fragen als ein die Leistungsfähigkeit 
steigerndes und Schwierigkeiten überwindendes 
Moment dargestellt wird. 

Die Länder lassen mit dem Hinweis auf eine allge- 
meine Akzeleration bei den Jugendlichen das Ge- 
genargument der mangelnden körperlichen und 
geistigen Reife nicht allgemein gelten. Sie stehen 
sicherlich mit dieser Auffassung nicht allein. Wenn 
sie — wie auch andere Stellen — glauben, daß bei 
der Gestaltung der Ausbildung Rücksicht auf den 
Einzelfall genommen werden kann, in dem es tat- 
sächlich an der erforderlichen Reife mangelt, so wird 
man diese Möglichkeiten sehr sorgfältig prüfen 
müssen. 

Die Bundesregierung sieht sich verpflichtet, sowohl 
auf die Warnungen als auch auf die Befürwortung 
der Herabsetzung des Alters beim Eintritt in die 
Ausbildung für den Pflegeberuf hinzuweisen. Bei 
den Beratungen im Gesundheitsausschuß des Deut- 
schen Bundestages in der letzten Legislaturperiode 
hat sich ein Teil der Sachverständigen sehr nach- 
drücklich gegen die Herabsetzung des Zugangsalters 
von 18 auf 17 Jahre ausgesprochen. Auf eine um- 
fassende Sachverständigenanhörung zu dem nun- 
mehr vorliegenden Vorschlag des Bundesrates hat 
die Bundesregierung in der Annahme verzichtet, daß 
der federführende Ausschuß des Bundestages eben- 
so wie im Jahre 1968 auch bei den jetzt anstehen- 
den Beratungen eine solche durchführt. 

Die Bundesregierung möchte jedoch auch auf die 
Empfehlungen in dem Übereinkommen des Europa- 
rats über die theoretische und praktische Ausbil- 
dung von Krankenschwestern und Krankenpflegern 
hinweisen, welches die Bundesregierung vorbehalt- 
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lieh der Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften unterzeichnet hat. Es heißt dort, daß 
„grundsätzlich die Schülerinnen und Schüler nicht 
vor Erreichung eines Alters, das je nach Land zwi- 
schen siebzehn und neunzehn Jahren liegt, mit 
Kranken und mit dem Krankenhausmilieu in Be- 
rührung kommen sollen". 

Von einigen Seiten ist als Voraussetzung einer 
Herabsetzung des Mindestalters eine Umstrukturie- 
rung der Ausbildung durch Einführung eines über- 
wiegend theoretisch ausgerichteten ersten Ausbil- 
dungsjahres vorgeschlagen worden. Sie würde aller- 
dings auf praktische Schwierigkeiten stoßen und 
nicht zuletzt wegen der Finanzierung der Schul- 
kosten und der Zahlung der tarifvertraglichen Aus- 
bildungsvergütungen auch finanzielle Probleme 
schaffen. 

Der Gesetzgeber hat, wie § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
stabe b des Krankenpflegegesetzes zeigt, bei der 
Neuordnung im Jahre 1965 mehr an die Einrichtung 
von Vorschulen gedacht, durch deren Besuch die 
Vorbildung abgerundet und die Übergangszeit über- 
brückt werden soll. 

Von Sachverständigen wird übrigens überwiegend 
die Auffassung vertreten, daß nicht etwa ein zu 
geringer Zugang zum Beruf, sondern der zu zahl- 
reiche Abgang durch Heirat oder aus anderen Grün- 
den die Ursache für den Personalmangel sei. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 

Schon bei den Beratungen des Entwurfs eines Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung des Krankenpflegegeset- 
zes im Jahre 1968 hat der Deutsche Bundestag der 
vom Bundesrat beantragten Verlängerung des in 
§ 19 Abs. 4 a. a. O. genannten Zeitraumes um vier 
Jahre nicht zugestimmt. Er hat seinerzeit nur eine 
Verlängerung von nur zwei Jahren, also bis zum 
Jahre 1970, beschlossen. In dem Schriftlichen Bericht 
des federführenden Ausschusses für Gesundheits- 
wesen (Drucksache V/2974) heißt es hierzu: 

„Der Ausschuß kam auf Grund der Anhörung der 
Sachverständigen zu der Überzeugung, daß eine 
Verlängerung der Übergangszeit erforderlich sei, 
hielt jedoch die vom Bundesrat vorgeschlagene 
vierjährige Verlängerung für zu weitgehend. Er 
ist vielmehr der Auffassung, daß eine zweijährige 
Verlängerung erforderlich, aber auch ausreichend 
sei. Der Ausschuß betont deshalb ausdrücklich, 
daß eine nochmalige weitere Verlängerung der 
Übergangszeit unter keinen Umständen mehr ge- 
rechtfertigt erscheint und die ursprüngliche Ab- 
sicht des Gesetzgebers umkehren würde. Der 
Ausschuß werde daher allen Bestrebungen auf 
weitere Verlängerung der Übergangszeit energisch 
entgegentreten." 

Im internationalen Bereich ist allgemein ein Stre- 
ben nach Verbesserung der Vor- und Ausbildung 


für die Krankenpflegeberufe festzustellen. Die Richt- 
linienvorschläge der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften und das Übereinkommen des Euro- 
parats über die theoretische und praktische Ausbil- 
dung von Krankenschwestern und Krankenpflegern 
fordern grundsätzlich eine zehnjährige allgemeine 
Schulbildung als Voraussetzung für den Zugang zur 
Berufsausbildung. 

Es muß allerdings darauf hingewiesen werden, daß 
der Anteil der Schüler und Schülerinnen von Kran- 
kenpflegeschulen und Kinderkrankenpflegeschulen, 
die lediglich eine abgeschlossene Volksschulbil- 
dung haben, nicht unerheblich ist, sich aber offenbar 
verringert. Der Bundesregierung liegen Übersichten 
der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Schwesterjiver- 
bände und der Deutschen Schwesterngemeinschaft 
e. V. zu dieser Frage vor. Aus einer Aufstellung 
der Schwesternverbände nach dem Stand vom 
1. Oktober 1968 ergibt sich, daß in den Schulen ihres 
Bereichs von 18 106 Krankenpflegeschülerinnen 
4715 (26,1 °/o) und von 5755 Kinderkrankenpflege- 
schülerinnen 1145 (19,9%) eine abgeschlossene 

Volksschulbildung oder gleichwertige Schulbildung 
ohne zusätzliche Vorbildung nachgewiesen haben. 
Von den 7114 Krankenpflegeschülerinnen, die im 
Jahre 1968 die Ausbildung begonnen haben, haben 
1670 (23,5%) und von den 2052 Kinderkranken- 
pflegeschülerinnen, die im gleichen Jahre die Aus- 
bildung begonnen haben, 308 (15%) lediglich eine 
abgeschlossene Volksschulbildung. Nach den An- 
gaben des Statistischen Bundesamtes betrug die 
Zahl aller in der Ausbildung befindlichen Kranken- 
schwestern und Krankenpfleger am 31. Dezember 

1968 29 290 und aller in der Ausbildung befindlichen 
Kinderkrankenschwestern 8515. 

Die Deutsche Schwesterngemeinschaft hat in einer 
Übersicht nach dem Stand von September/Oktober 

1969 angegeben, daß von 2977 befragten Kranken- 
pflegeschülern und -Schülerinnen 431 (14,8 %) Volks- 
schulbildung ohne weitere Vorbildung nachgewiesen 
haben. Von 763 befragten Kinderkrankenschwestern 
hätten 124 (16,2%) keine weitere als eine abge- 
schlossene Volksschulbildung angeben können. 

Für das Jahr 1969 liegen die Zahlen des Statisti- 
schen Bundesamtes über die in der Ausbildung be- 
findlichen Krankenpflegepersonen noch nicht vor. 

3. Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für 
zustimmungsbedürftig durch den Bundesrat. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zu- 
stimmungsgesetzes nur dann der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, wenn durch das Ände- 
rungsgesetz Vorschriften geändert werden, die 
die Zustimmungsbedürftigkeit des ursprüng- 
lichen Gesetzes begründet haben. Diese Voraus- 
setzung liegt hier nicht vor. 
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